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Nachruf auf Heinz-Joachim Heydora 

Mit Heinz-Joachim Heydorn haben wir einen Mitherausgeber, Genos-
sen und Freund verloren, den zu entbehren sehr schwer fällt. 

Er vereinte Kampfgeist mit Güte, revolutionäre Ungeduld mit der 
Geduld des „langen Zorns", glühendes Herz mit hellem Verstand. Für uns 
verkörpert er einen der viel zu wenigen, dringend benötigten Überleben-
den der älteren Generation, einen der wenigen Aufrechten inmitten des 
großen Kahlschlags, den Faschismus und Nachkriegsrestauration — nicht 
zu schweigen vom stalinistischen Hintergrund — in Westdeutschland hin-
terlassen haben. In einem Land, in dem links zu sein eine Sache der jün-
geren Generation scheint und älter als fünfzig gleichbedeutend mit Re-
signation, mit Verrat an den eigenen Hoffnungen, in einem solchen Land 
ist es notwendig, Mitkämpfer von der Art zu finden, wie sie Heinz-
Joachim Heydorn verkörperte. 

Warum hat er sich nicht korrumpieren lassen? Warum haben ihn die 
vielen Enttäuschungen, die man in diesem Lande hinnehmen mußte, nicht 
wie andere resignieren lassen? Vermutlich war es die Tatsache, daß die 
Weise, wie er am Sozialismus und an der Demokratie festhielt, zusam-
menhing mit der Weise, wie er sich selber, seinen eigenen Hoffnungen 
treu blieb. Wenn die FAZ ihn heute zum Schwärmer für Humboldtsche 
Ideale totloben möchte, so ist etwas daran, das sie allerdings in sein Ge-
genteil verkehren möchte. Er war durchaus der gebildete Bürger. Aber 
nachdem der Bourgeois längst sich gegen den Citoyen gekehrt hatte, und 
die bürgerliche Geschäftsgrundlage mit dem kulturellen Überbau unver-
einbar geworden war, da blieb er ganz entschieden Citoyen, hielt er an der 
Kultur fest und ergriff Partei für die sozialistische Arbeiterbewegung und 
gegen das Bürgertum und seinen Kapitalismus. Denn hellsichtig und ge-
sellschaftswissenschaftlich bewandert, wie er war, sah er wohl, daß die 
humanistischen Ideen und vor allem die Perspektive der allseits gebilde-
ten Persönlichkeit — einst schier uneinlösbare Ideale für herausgehobene 
einzelne Bildungsbürger —, daß diese Ideale heute für alle realisierbar zu 
werden beginnen und einen festen Ort in der Wirklichkeit bekommen kön-
nen und in wachsendem Ausmaß schon bekommen haben im Sozialismus. 

Die Sozialdemokratische Partei, in der er lange aktiv gewesen war, hat 
diesen Mann aus ihren Reihen ausgeschlossen. Er war zu unbestechlich, er 
ließ sich nicht einschüchtern. Den Aufbau des Sozialismus verfolgte er mit 
ungeduldiger Sympathie, kritisch, mit-leidend an den in Deutschland be-
sonders fühlbaren Muttermalen der alten Gesellschaft, an der unermeß-
lichen Hypothek aus Faschismus und Krieg, die der Sozialismus sich auf-
laden mußte. Von Landauer kommend verarbeitete er die Spannungen 
zum realen Sozialismus produktiv. Die Hoffnung auf künftige Befreiung 
des Menschen von Ausbeutung und Unmündigkeit verleitete ihn nicht zu 
utopischen (im Sinne von unrealistischen) Entwürfen. 

Er verkörperte den linken Lehrer, der sich charakterisieren läßt mit 
seinen eignen Worten aus dem einleitenden Aufsatz zu Argument 80: „Der 
linke Lehrer ist der gebildete Lehrer, er ist ein Sachwalter jener Über-
lieferung, die das Bürgertum preisgegeben hat und die er den Massen zu 
ihrer Konstituierung als Subjekt der Geschichte vermittelt... Er gibt die 
Fackel weiter." 
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Editorial 

Politische und ökonomische Schwierigkeiten linker 
Öffentlichkeit und Das Argument 

Im Editorial zu Argument 81, worin die neue redaktionelle Kon-
zeption der Zeitschrift und der Start der neuen Reihe Argument-
Sonderbände begründet wurde, warnten wir vor der Fehleinschät-
zung der „linken Konjunktur" im Bereich kritisch-sozialwissen-
schaftlicher Publikationen. „Ein Blick in die USA zeigt, welch ge-
fährliche Bedrohung der Linken davon ausgeht, wenn dann der .Mo-
ment des Profits' vorbei ist und ein standfestes, von den Kapital-
interessen unabhängiges fortschrittliches Verlagswesen nicht recht-
zeitig aufgebaut worden ist."1 Inzwischen bedarf es keines Verweises 
auf die USA mehr. Der Moment des linken Profits — und damit der 
Moment des kommerziellen wie karrieristischen linken Opportunis-
mus — ist vorbei in der Bundesrepublik. Allgemeiner Rechtstrend, 
Berufsverbote, Inflation und Wirtschaftskrise wirkten zusammen. 
Das Verlagswesen, die Druckereien, der Buchhandel waren bei 
gleichzeitiger Kosteninflation nicht zum wenigsten von der Rezession 
betroffen, die kaum politische Unterschiede machte. Nach dem krimi-
nellen ölpreiswucher der „Sieben Schwestern", der großen ölgesell-
schaften, warf sich das internationale Papieroligopol auf die gleiche 
Tour des durch künstliche Warenverknappung herbeigeführten 
Monopolprofits. Binnen Jahresfrist schnellten die Papierpreise fast 
auf das Doppelte, während gleichzeitig die allgemeine Inflation die 
Studenten, also die wichtigste Käuferschicht vor allem wissenschaft-
licher Literatur, besonders hart traf. Die Folgen bekamen auch die 
linken Unternehmen zu spüren. Linke Buchhandlungen in Bremen, 
Braunschweig, Frankfurt, Göttingen, Hamburg, Hannover usw. muß-
ten „aufgrund der allgemeinen schwierigen Situation im Buchhandel 
und unserer schlechten finanziellen Lage"2 schließen. Auch linke 
Verlage gerieten in Schwierigkeiten. Anfang 1975 muß die Zeit-
schrift „Facit" eingestellt werden. Schon Mitte 1974 hat der „Polit-
laden Erlangen" an die linke Öffentlichkeit appelliert, „Darlehen zu 
gewähren" („Bitte bald reagieren, bevor.es zu spät ist"). Im Herbst 
sandte der Trikont-Verlag einen „Hilfeschrei" mit einer Tendenz-
meldung, die in ihrer Allgemeinheit überzogen sein dürfte: „Gegen-
über linken Vorstellungen und Perspektiven breitet sich zunehmend 
Resignation und Desinteresse aus." Die Moral, die Trikont aus dieser 
Situation ableitet, ist hingegen verallgemeinerbar: „Die (wenn auch 
bescheidenen) Möglichkeiten eines Verlagsprogramms, dagegen et-
was zu tun, liegen unserer Meinung darin, Alternativen zu politi-
scher Dogmatisierung und Verwaschenheit zu bieten." 

1 Argument 81, S. 554, Anm. 2. 
2 Rundschreiben der Göttinger Buchhandlung „Polibula",vom 4. 11. 74. 



Editorial 3 

Und wie reagierten die kommerziellen Verlage? — Rowohlt, Luch-
terhand u. a. reduzierten drastisch die linkshaltigen Programme. Das 
ehrgeizige Projekt von Fischer-Athenäum flog auf; das darin-
steckende US-Kapital zog sich heraus und retirierte nach Übersee, 
der Fischer-Verlag würgt das Programm vollends ab; inzwischen 
sieht es so aus, als wolle er auch die fortschrittliche sozialwissen-
schaftliche Unterreihe im Fischer-Taschenbuchverlag, „Texte zur 
politischen Theorie und Praxis", eingehen lassen. Eine Folge war, 
daß einige Autoren, die schon eine Verlagszusage in Händen gehalten 
hatten, auf ihren Manuskripten sitzen blieben. Ein Opfer dieser De-
montage — für die gewiß nicht nur das momentane Kasseninteresse 
bestimmend war, sondern langfristig das ideologische Klasseninter-
esse — war zum Beispiel die von Michael Neriich bei Fischer-Athe-
näum vorbereitete „Zeitschrift für Frankreichforschung und Franzö-
sischstudium — Lendemains", die in der Folgezeit vergebens nach 
einem Verlag suchte und nun, mitten in der Depression, versuchen 
muß, einen eigenen Verlag aufzubauen. 

Auch der Argument-Verlag tut sich nicht mehr so leicht wie in 
den Jahren 1969—72, als der Rückenwind nie mehr nachzulassen 
schien. Zwar stieg der Umsatz 1973 und 1974 noch geringfügig an, 
aber die Kosten-Erlös-Struktur verschlechterte sich zusehends, und 
die verkauften Stückzahlen blieben hinter den Planzahlen zurück. 
Die Folge heißt Liquidätsmangel, und es wurde notwendig, auf allen 
Ebenen zu sparen, an Gehältern und Honoraren ebenso wie an In-
vestitionen; u. a. wurde die Auflage von 15 000 auf 13—14 000 (Heft 
86 sogar auf 12 000) heruntergesetzt, obwohl dadurch eine Nachauf-
lage zu früh notwendig werden kann und natürlich die Stückkosten 
weiter steigen. 

Leider ist es nun außerdem unvermeidlich geworden, die Einzel-
verkaufspreise im Schnitt um 10 % heraufzusetzen — außer bei den 
Einfachheften, deren Preise unverändert bleiben. 

Wahrscheinlich wäre auch der Argument-Verlag in ernsthaftere 
Schwierigkeiten gekommen, gäbe es nicht die rund 9000 Abonnenten. 
Um unsere Dankbarkeit gegenüber dieser Gruppe — und denen, die 
im neuen Jahr zu ihr stoßen — zum Ausdruck zu bringen, werden 
wir die Abo-Gebühren für 1975 nicht erhöhen. 

Jetzt, da die kapitalistischen Verlage die „linken" Veröffentlichun-
gen abstoßen, wird vielleicht manchem klar, was er während der 
linken Konjunktur im Verlagswesen nicht einsah: wie wichtig es ist, 
ein unabhängiges, stabiles fortschrittliches Verlagswesen zu haben, 
d. h. mitzutragen. Zusammen ergeben die linken Verlage und vor 
allem die Zeitschriften eine sich selbst tragende Öffentlichkeit, mit 
einem gewissen unverzichtbaren Maß an Zusammenhalt, Überblick 
und Diskussion. Die Linken müssen wissen, daß ihnen diese ihre 
Öffentlichkeit — auch der wissenschaftliche Teil darin — nicht ge-
schenkt wird. 

Es sind nicht nur die unmittelbar finanziellen Probleme, mit denen 
wir uns beim Machen der Zeitschrift herumschlagen müssen. In 
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Wirklichkeit ist eine permanente Anstrengung auf vielen Ebenen 
vonnöten, um den Arbeits- und vor allem Diskussionszusammen-
hang, um die Standards aufrechtzuerhalten, die eine wissenschaft-
liche Zeitung ausmachen. Nicht ganz so alltäglich -r— aber der Sache 
nach auch zur Routine gehörend — sind zwei Prozesse, die wir zu 
führen gezwungen waren. 

Beispiel 1: Argument. /. Deutsche Bundespost 
Zusätzliche Portosteigerung — über die Gebührenerhöhung hin-

aus — wurde dadurch hervorgerufen, daß die Bundespost das Argu-
ment von der Postzeitungsliste gestrichen hat. Die Begründung ist 
so irrsinnig, daß man seinen Augen nicht traut: Laut Postzeitungs-
ordnung dürfen nur solche Druckschriften aufgenommen werden, 
die nicht mehr als 70 °/o Werbung enthalten. Als Werbung wertet die 
Bundespost im Argument-Fall den Rezensionsteil und jeden Aufsatz, 
insofern in den bibliografischen Anmerkungen Bücherpreise erwähnt 
sind. Unter Bezugnahme auf Heft 82 schreibt der Beauftragte der 
Post: „Der Anteil presseüblicher Berichterstattung in der Druck-
schrift erreicht dadurch nur knapp 28 v. H. des Umfanges des Blattes 
und erfüllt damit den Ausschlußtatbestand des § 6 Abs. 2 Nr. 1 der 
Postzeitungsordnung." Man glaube nicht, daß sich durch Weglassen 
der Preise etwas ändern würde. Denn schon jetzt verhalten sich im 
Jahrgang 1973 nach den Kriterien der Bundespost die „rein informa-
tiven" zu „werbehaltigen" Textseiten wie 544:523. 

Irgendwo muß man schallend gelacht haben über diesen zynisch-
reaktionären Streich. Nicht nur erhält das Argument kaum Inserate, 
bleibt ihm also diese im Zeitschriftenverlagswesen fast wichtigste 
Einnahmenquelle verstopft. Sondern es wird auch noch von der Post-
zeitungsliste gestrichen, weil — im Gegensatz zu so würdigen Or-
ganen wie „Quick" und „Hör zu" — zu werbehaltig. 

Seit Anfang 1974 ist in dieser Sache eine Verwaltungsklage beim 
Verwaltungsgericht in Karlsruhe anhängig, von dem, laut brieflicher 
Auskunft des Gerichts, „derzeit noch nicht gesagt werden kann, wann 
mit einem Termin . . . gerechnet werden kann. Bei Gericht sind eine 
große Anzahl weitaus älterer Verfahren mit zumindest gleicher Be-
deutung für die Beteiligten anhängig..." 

Merke: Zensur findet doch statt. 

Beispiel 2: Argument./. CDU Landesverband Hessen 
In einer Hetzschrift gegen die Hessischen Rahmenrichtlinien 

(„Marx statt Rechtschreibung") wird als Beweis für deren Untrag-
barkeit u. a. angeführt, daß das Argument zitiert wird. 

„Noch drastischer wird die Primivierung erkennbar, wenn wir 
die Durchführung des Themas . . . betrachten. Neben wenigen seriö-
sen Buch- und Zeitschriftentiteln dienen tendenziöse und zum Teil 
Hetzschriften aus dem roten Untergrundverlagswesen zur .Orien-
tierung' der Lehrer: aus den Verlagen ,Neue Kritik' . . . ,Das Argu-
ment' und .Voltaire'." 
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Wir erwirkten zunächst eine einstweilige Verfügung gegen die 
CDU; als diese sich weigerte, zu widerrufen, klagten wir, worauf die 
CDU sich zum Widerruf verpflichten mußte. Wir argumentierten u. a. 
damit, daß nicht nur auch in den niedersächsischen Rahmenricht-
linien das Argument zitiert ist, sondern daß die beiden attackierten 
Minister, v. Friedeburg wie v. Oertzen, beide schon als Argument-
Autoren hervorgetreten sind. Die CDU schlägt auf den Sack Argu-
ment, um den Esel SPD zu treffeii. Daher sei Wiederholungsgefahr 
gegeben. Das Gericht folgte dieser Auffassung. Das Verfahren ist von 
Bedeutung, weil es für andere linke Verlage und Organe eine Art 
Musterprozeß darstellt. Hier ein Passus aus der Begründung des Ge-
richtsbeschlusses: 

„Die Darstellung, Das Argument sei dem roten Untergrund-
verlagswesen zuzurechnen, erweist sich bei dieser Betrachtungs-
weise als stark abwertende und rufschädigende Behauptung, deren 
Unrichtigkeit nach den unstreitigen Parteivorbringungen außer 
Frage steht... 

Aber auch als Wertung, von der wegen des Gesamtzusammen-
hanges, in den sie gestellt ist, ausgegangen werden könnte, müßte 
die angegriffene Äußerung als unzulässig angesehen werden. Denn 
eine abschätzige Kritik ist ungeachtet des weiten Freiheitsraumes, 
den Artikel 5 GG einer Meinungsäußerung gewährt, dann nicht er-
laubt, wenn ihr jeder sachliche Bezugspunkt fehlt.. . 

Diesbezügliche Umstände sind vom Beklagten (also der CDU) we-
der dargetan noch ersichtlich. Es ist deshalb — wenn nicht von 
einer unrichtigen Tatsachenbehauptung — jedenfalls von einer un-
zulässigen ,Schmähkritik' auszugehen..." 

Mancher mag sich fragen, ob es sich lohnt, gegen die tägliche 
Schmutzwerferei vorzugehen. Aber wir sagen uns, daß man alles tun 
muß, nicht nur um sich der von der CDU-CSU betriebenen Krimina-
lisierung der sozialistischen Bewegung zu widersetzen. Es ist unge-
heuer schwierig, gegen einen fast allseitigen Druck einen kritischen 
Diskussionszusammenhang, wie ihn das Argument darstellt, auf-
rechtzuerhalten. Deshalb haben wir seinerzeit eine einstweilige Ver-
fügung gegen die FAZ durchgesetzt und einen Widerruf erzwungen, 
deshalb das jetzt Entsprechende gegen die CDU. Deshalb auch in 
einer Reihe von Editoriais4 immer wieder der Versuch, Verleum-
dungskampagnen entgegenzutreten, ihre Machart aufzudecken. Dabei 
gehen wir doch wohl zu Recht davon aus, daß das Argument be-
stimmten „Strategen" gerade deshalb ein Dorn im Auge ist, weil es 
einerseits kein Parteiorgan, sondern realiter unabhängig, also nicht 
so leicht einzuodnen ist, andererseits ausdrücklich die Ghettoisierung 
der Kommunisten seit Jahren programmatisch durchbricht.5 

3 Vgl. das Editorial zu Heft 66. 
4 Nämlich zu den Heften 66, 71 und 81. 
5 Unverändert gelten in dieser Hinsicht für die Redaktionspolitik die 

programmatischen Zielsetzungen, wie sie in den Editoriais zu den Heften 
66, 71 und 81 formuliert sind. 
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Editorial 

Warum Kritik von Anti-Psychiatrie und 
Randgruppen-Strategie? 

In bisher sechs Heften und Sonderbänden „Zur Kritik der bürger-
lichen Medizin" bzw. „Argumente für eine soziale Medizin"1 wurde 
ebenso das Gesundheitswesen mit seinen Institutionen und den in 
ihm sich betätigenden sozialen Gruppen und Interessen von vielen 
Seiten beleuchtet, wie nach den theoretischen Grundlagen der Me-
dizin gefragt, darüber hinaus allgemein nach deren Stellung im kapi-
talistischen Gesellschaftssystem. Dazu brachten wir empirische Un-
tersuchungen, in denen sich das Verhältnis von Sozialstruktur und 
Krankheitsverteilung konkret darstellte. Von diesen Untersuchungen 
bemerkte die französische Soziologenzeitschrift L'homme et la 
société, in ihnen sei nicht nur für die westdeutsche Medizin „Pio-
nierarbeit geleistet worden". Anerkennende Worte fand auch die 
„Zeitschrift für ärztliche Fortbildung"2 der DDR, in der A. Thom 
und H. Pöhler vor allem die Argument-Beiträge rezipierten und 
deren Autoren bestätigten, sie hätten „enorme Arbeit zur Ausarbei-
tung wissenschaftlich fundierter Analysen der tatsächlichen Situation 
des Gesundheitswesens im Kapitalismus geleistet und dabei die ide-
ologischen Positionen der Bewegung in ihrer heutigen Gestalt prä-
zisiert. Am auffälligsten ist diese Entwicklung in folgenden drei 
Problembereichen vor sich gegangen: bei der Untersuchung und 
Kritik der Rolle der Geld-Beziehungen in der ärztlichen Tätigkeit; 
bei der Untersuchung und Kritik der unmittelbaren medizinischen 
Versorgung und des Gesundheitsschutzes der Industriearbeiter und 
bei dçr Untersuchung und Kritik der Theorie und Praxis der Psy-
chiatrie." 

Wenn wir uns im vorliegenden Heft noch einmal* kritisch mit den 
theoretischen Grundlagen und der Praxis bestimmter „linker" An-
sätze in Psychiatrie und Psychotherapie befassen, bedarf dies der 
Erklärung. In Zeiten sich verstärkenden Rechtstrends, so könnte man 
meinen, sollte eine solche Kritik vielleicht hintanstehen; dies insbe-
sondere deshalb, weil jene scheinradikalen Entwürfe der „Anti-
psychiatrie" wie auch die Randgruppenpraxis, die — als neuer Im-
port aus den USA — sich zunehmend in der BRD ausbreitet, auf 
den ersten Blick fast das einzige zu sein scheinen, was vom Reform-

1 Vgl. dazu die Argumenthefte 69, 71 und 78; und die Argument-
sonderbände 50, 60 und AS 4. 

2 Z. ärztl. Fortbildg., 68. Jg., H. 3, S. 149 ff. 
3 Vgl. dazu die Aufsätze von Abholz und Gleiss in Argument 71 und 

des Autorenkollektivs in Argument 78. 
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eifer der letzten Jahre, der Hoffnung auf die sozialliberale Ko-
alition geblieben ist. Die vielen vorgesehenen Reformen im Gesund-
heitswesen, die allerdings nie mehr als halbe Ideen waren, dann auch 
nur halbherzig begonnen wurden, blieben in den Anfängen stecken: 
der Traum vom „klassenlosen Krankenhaus" endete als Finanzre-
form, die die Arbeitsüberlastung in den Kliniken wenn überhaupt 
verändern, dann nur verschärfen konnte. Die Ausbildung der Medi-
ziner wurde zwar auf dem Papier durch einen sozialmedizinischen 
Teil ergänzt, aber aus Angst davor, kritische Sozialtheoretiker mit 
der Ausbildung betrauen zu müssen, wurde in der Praxis fast nichts 
getan, vieles verhindert. Die Pläne für notwendige Eingriffe in die 
Macht der Pharmakonzerne, die wenigstens in Gestalt einer Preis-
kontrolle auf der Tagesordnung zu stehen schienen, wurden in der 
allgemeinen Inflation und Preistreiberei schnell in die Schubladen 
versenkt. Schon polieren die ärztlichen Standesvertreter wieder ihr 
angekratztes Image. Mit päpstlicher Attitude verdammt der Präsident 
der Bundesärztekammer, Sewering, in einem Neu jahrsauf ruf „das 
fahle Licht des Zweifels", in den er den Ärztestand gerückt fühlt und 
verkündet das Glaubensbekenntnis einer Ärzteschaft, die sich als 
Feind jeden Dirigismus verstehe, und meint damit die Diagnostik 
und ambulante Nachversorgung durch die Krankenhäuser, wobei die 
„Propagandisten der Systemveränderung", die zum Feind erklärt 
werden, längst nicht mehr nur die „Jusos" sind, sondern die Orts-
krankenkassen und die Gewerkschaften4. 

Die Blamage der sozialliberalen Reformideen, das Abbröckeln 
ihrer Massenbasis aufgrund von Arbeitslosigkeit und Inflation, auf-
grund der vielen Versprechen, die nicht gehalten wurden, droht 
vielfach eine regelrechte Idiosynkrasie gegen „Reformen" schlechthin 
zu hinterlassen, weil damit vergangene illusionäre Hoffnungen ver-
knüpft sind, die ohne weiterführende Perspektive, ja ohne einen 
Begriff von dem, was politisch-ökonomisch geschehen ist, enttäuscht 
worden sind. Statt zu begreifen, daß die Reformabsichten geschei-
tert sind, weil sie zu oberflächlich waren, daß sie am Wirtschafts-
system gescheitert sind, das sie nicht anzutasten wagten, erscheint 
vielen „Systemveränderung" als Synonym für Unsicherheit, was 
von der Reaktion eifrig geschürt und für ihre Zwecke ausgenützt 
wird. Strauss und Dregger spielen mit niederdrückendem Erfolg den 
„Anwalt des kleinen Mannes". 

Noch hat der Gedanke, daß Krankheit etwas mit sozialer Lage 
zu tun hat, daß sie in ihrer Entstehung, Art, Dauer und in ihren 
Folgen von den sozialen Verhältnissen bestimmt ist, nicht überall 
oder nur erst zögernd Fuß gefaßt, als auch schon die praktische Er-
fahrung als schmerzlich beschleunigender Lehrmeister jeden Zweifel 
an der Richtigkeit dieser Einsicht beseitigt. Vor den Toren der von 
einer gescheiterten Politik nicht reformierten und ohnehin über-
forderten Krankenhäuser, in den Wartezimmern mangelhaft aus-
gebildeter und ausgestatteter Ärzte treffen die ersten Opfer jener 

4 Vgl. dazu das Editorial im Argument-Sonderband AS 4. 
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Verhältnisse ein, die die Reformen begruben: die Folgen der nieder-
drückenden Arbeitslosigkeit sind nach dieser Seite Krankheiten, die 
dadurch, daß sie aus Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes ver-
schleppt wurden, sich chronisch verschlimmerten; hinzukommen psy-
diische Krankheiten bis hin zur Drogenabhängigkeit und zum Alko-
holismus Jugendlicher ohne Ausbildungsstelle. 

In diesem Kontext gedeihen kurzschlüssige und individualisie-
rende Randgruppenstrategien, heften sich radikalisierte Illusionen 
an Entwürfe „ganz anderer Zustände". „Linksradikale" Vorstellun-
gen, welche die psychisch Kranken nicht nur zu den eigentlich Ge-
sunden, da auf eine kranke Gesellschaft adäquat Reagierenden, um-
deuten und darüber hinaus Gesellschaftsveränderung einzig von 
ihnen sich versprechen — wie dies etwa bei Basaglia, aber auch bei 
Laing und Cooper geschieht —, landen aber allenfalls in der Pro-
pagierung und Praxis von Subkulturen. Die Beunruhigung, die die 
Existenz psychischer Krankheit auslöst, wird nicht gewendet in den 
bewußten Willen und die Kraft zur Veränderung. Steht in der 
„Anti-Psychiatrie" die Gesellschaftsveränderung immerhin noch dem 
Namen nach auf dem Programm, so gilt das nicht mehr für jene 
Randgruppenpraxis, für die in diesem Heft exemplarisch die Kon-
zeption von Richter behandelt wird. Was schon geradezu seit Jahr-
hunderten wirksam ist, wird hier noch einmal mit einigen modernen 
Zusätzen probiert: Der Wille zur Veränderung auf der notwendigen 
Basis der Menschlichkeit wird schon im Vorfeld als Mitleid ausge-
schöpft. Ein Rest von Ungeduld aus der Studentenbewegung, die für 
den lang anhaltenden Zorn zu groß und nicht groß genug war, findet 
bei der Arbeit unter den Ausgestoßenen der Gesellschaft Befriedi-
gung in der sinnlichen Unmittelbarkeit. So wurde in den USA und 
wird in der BRD in immer größerem Umfang kritisches Potential 
abgefangen, in die karitative Arbeit von Sozialfürsorgern gesteckt; 
eine Arbeit, welche zwar wohl notwendig ist, jedoch als eine Art 
Wiedergutmachung zwingend die Basis dessen, wogegen in der Wir-
kung angegangen werden sollte, akzeptieren muß. 

Die Enttäuschung über gescheiterte Reformen ist ein Nährboden 
für neue philantropische Illusionen. Dagegen ist es von größter 
Wichtigkeit, daß diese von Enttäuschung bedrohten Potentiale nicht 
mit der sozialliberalen Illusion untergehen, sich nicht resigniert ins 
Private zurückziehen, sondern daß sie lernen, was notwendig ist, da-
mit die Reformideen sich künftig nicht wieder blamieren. Dafür gilt 
es von der Oberfläche, von der Erscheinungsebene her, die kurz-
schlüssiges Handeln nahelegt, weg zu den Ursachen, zur Anatomie 
der Gesellschaft fortzuschreiten. 
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Erich Wulff 

Richters Konzept der Randgruppentherapie 

„Die Psychoanalyse in ihren intelligentesten For-
men ist womöglich, ja zweifellos das Wesentlichste, 
was zum konkreten Individuum gesagt werden 
kann, solange dessen wesentlichster Aspekt noch 
übergangen wird." 

Luden Sève: Marxismus und Theorie der Persön-
lichkeit, S. 167 

I 
Seitdem sie existiert, hat die Psychiatrie es auch immer mit den 

Randgruppen der Gesellschaft zu tun gehabt. Ihr eigenes Sachgebiet, 
das psychisch Kranke, hat sich in der Beschäftigimg mit Randgrup-
pen überhaupt erst herausdifferenziert. Auf der anderen Seite sind 
die psychisch Kranken für einen großen Teil des öffentlichen Be-
wußtseins selber eine Randgruppe geblieben — und die Psychiatrie 
eine Randdisziplin der Medizin1. 

In dieser weiten und schillernden Bedeutung soll der Begriff Rand-
gruppe in diesem Aufsatz allerdings nicht verwandt werden. Ge-
meint sind vielmehr die Menschen, für die die Zuständigkeitsbereiche 
von öffentlicher Ordnung, Fürsorge und Medizin nicht genau abge-
grenzt sind: die sogenannten „Asozialen" oder „Dissozialen"2. Die 
Praxis, mit der die Psychiatrie an diese Menschen heranging, ist erst 
später durch mannigfache Theorien abgestützt worden. Dabei ist die 
Bestimmung dessen, was als Randgruppen begriffen wurde, oft un-
präzise geblieben. Nicht nur erbgenetische, biologische und psycho-
genetische, sondern auch sozioökonomische und sozialpsychologische 
Perspektiven grenzten sich nicht immer klar von einander ab. Die 
beiden letztgenannten sollen zunächst kurz einander gegenüber-
gestellt werden. 

Wer von Randgruppen im sozioökonomischen Sinne spricht, hat im 
Gegensatz' zu diesen einen Kernbereich der Gesellschaft im Auge: 
den Bereich der Produktion, Reproduktion und Zirkulation. Rand-
gruppen nehmen an diesen Bereichen fast oder gar keinen aktiven 
Anteil. Eben deshalb stehen sie am Rande oder, anderen Redeweisen 
zufolge, ganz „außerhalb der Gesellschaft". Diese objektive Lage 
spiegelt sich teilweise auch in ihrem Bewußtsein, in ihren Wert-
haltungen und in ihren Verhaltensweisen wider. Diese sind nicht 

1 Foucault, Michel: L'Histoire de la Folie. Paris 1961. 
2 Dörner, Klaus : Bürger und Irre. Frankfurt/M. 1969. 
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oder nur teilweise bestimmt von den allgemeinen gesellschaftlichen 
Normen: d. h. von den Nonnen der herrschenden Klassen, und noch 
weniger bestimmt vom Bewußtsein der Arbeiterklasse. Vielmehr 
herrscht eine weitgehende chaotische Ungebundenheit bzw. Bin-
dungslosigkeit vor. Dabei können bewußte Werthaltungen und tat-
sächliches Verhalten in einen scharfen Gegensatz miteinander gera-
ten3. In diesem Sinne käme der Begriff der gesellschaftlichen Rand-
gruppe nahe an denjenigen des Lumpenproletariats heran. 

Der Begriff „Randgruppe" wird jedoch noch in einer anderen 
sozialpsychologischen Bedeutung gebraucht: Danach handelt es sich 
um Minoritäten, die durch Vorurteile der Bevölkerungsmehrheit von 
der Teilhabe am allgemeinen gesellschaftlichen Leben ausgeschlossen 
worden sind. Wird so definiert, dann könnte man ethnische, rassische 
und religiöse Minderheiten, Frauen, Jugendliche, sexuell Deviante, 
psychisch Kranke und Alte, aber auch die Bevölkerung der Dritten 
Welt ebenso wie die Slumbewohner in den Großstädten des Kapita-
lismus zu den Randgruppen zählen. Hier gilt ein ganz anderes Prin-
zip der Unterscheidung. Bewegendes Motiv für die Zugehörigkeit 
zur Randgruppe soll das Vorurteil, das Abgrenzungs- und Aus-
stoßungsbedürfnis der Mehrheit sein. Die Grenze zwischen Gesell-
schaft und Randgruppen sollen hier gerade nicht durch die Stellung 
im Produktionsprozeß, durch die Klassenlage gezogen werden, son-
dern im Vorurteil, in der Meinung oder aber in unbewußten Bedürf-
nissen der Ausgrenzenden — (und später auch der Ausgegrenzten) — 
ihre Ursache haben. Die Anhänger dieser mehr sozialpsychologischen 
Begriffsbestimmung — im ter ihnen auch Herbert Marcuse — kommen 
zwar gelegentlich auch auf die mögliche Indienstnahme von Vorurtei-
len und unbewußten Bedürfnissen für eine verschärfte Ausbeutung zu 
sprechen, begründen aber die Entstehung von Vorurteilen und Aus-
stoßungsbedürfnissen nicht in erster Linie von der sozioökonomischen 
Basis her, d. h. nicht von den Produktionsverhältnissen und den Klas-
senauseinandersetzungen, sondern entweder aus dem Wesen des Men-
schen, also anthropologisch, oder aber aus angeblichen klassenneu-
tralen geschichtlichen Tendenzen wie der sogenannten „Leistungs"-
oder „Konkurrenzgesellschaft". Ins Politische gewendet, gibt diese 
Definition den Anhängern solcher Theorien die Möglichkeit, Rand-
gruppen als solche — und nicht als mögliche Verbündete der Arbei-
terklasse, denen nur ihre Klassenlage noch nicht bewußt gewesen ist 
— zum revolutionären Ersatzpotential zu erklären. Dabei verändert 
das Wort „Revolution" ebenfalls seine Bedeutung: Ihr primäres Ziel 
ist nicht mehr die Aufhebung der Ausbeutung des Menschen durch 
den Menschen, sondern vor allem die Aufhebung der Entfremdung 
der Bewußtseinsprozesse. Nicht die Proletarier, sondern die gesell-
schaftlich Ausgestoßenen und Ausgegrenzten sollen sich vereinigen 
und ihre Ausstoßung gemeinsam durch gesellschaftliche Umwälzung 

3 Matza, David und Sykes, Grasham: Techniques of Neutralisation. 
Am. Socl Rev. 22 (1957) S. 669 ff. 
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des Bewußtseins rückgängig machen. Anderen, die eine solche Um-
wälzung gerade nicht wollen, das angeblich explosible Potential der 
gesellschaftlichen Bandgruppen im Gegenteil sogar fürchten, geht es 
umgekehrt gerade um den rechtzeitigen Abbau der Vorurteile und 
die Rücknahme der Ausgrenzung durch soziale, pädagogische und 
sozialpsychologische Maßnahmen: Um die Randgruppen friedlich in 
normale Wohngebiete, an die Arbeit und in die — ihrer Meinung 
nach jedenfalls im Prinzip solidarische — „Sozialpartnerschaft" von 
Staat und Gesellschaft zurückzuführen. Dabei gehen beide: die Ver-
fechter der Ideologie des sozialen Rechtsstaates und diejenigen der 
Ideologie kulturrevolutionärer Gewalt, von durchaus verwandten 
Begriffen und oft den gleichen theoretischen Referenzen aus4. 

Diese beiden Perspektiven werden uns in den weiteren Über-
legungen immer wieder begegnen. Zuvor ist aber eine Abgrenzung 
des Sachbereiches notwendig, innerhalb dessen wir uns hier bewegen 
wollen. Von den verschiedenen Randgruppen werden wir uns hier 
nur mit den sogenannten „Asozialen", und dabei in erster Linie nur 
mit den Bewohnern von Slums und Obdachlosensiedlungen beschäf-
tigen. Mit ihnen haben sich in den letzten Jahrzehnten sowohl in den 
USA, wo sie zahlenmäßig immer stärker anschwollen, als auch in 
der BRD, wo sie schwerer auffindbar, aber in den meisten Groß-
städten auch vorhanden sind, staatliche und kommunale Stellen, vor 
allem aber auch eine große Anzahl von Bürger- und Studenten-
initiativen befaßt. Das Problembewußtsein diesen Randgruppen ge-
genüber ist zweifellos — wie etwa Richter durchaus zutreffend be-
merkte8 — gewachsen, teilweise wohl auch durch die politischen 
Kämpfe, die vor allem in den USA in den Slums ihren Anfang 
nahmen53. 

Woher kommt dieses wachsende Problembewußtsein, und zwar 
nicht nur im Bereich caritativer Initiativen, sondern auch im Bereich 
der Gesundheits- und Sozialpolitik? Es findet seinen Ausdruck auch 
in wachsenden staatlichen Investitionen in „Sanierungsprogramme" 
und in der wachsenden Bedeutimg der psychiatrischen Gemeinde-
arbeit — der Hinwendung von einer klinisch-stationären zu einer 
extramuralen, gemeindenahen Psychiatrie. Der erste Versuch einer 
Antwort kann nur sehr allgemein und unpräzise ausfallen. Es ist 
anzunehmen, daß die Entwicklung dieses Problembewußtseins in 
einem Zusammenhang steht mit den entscheidenden geschichtlichen 
Prozessen der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts: d. h. mit den Er-
fordernissen der technisch-wissenschaftlichen Revolution. Dabei 
müssen wir freilich berücksichtigen, daß die technisch-wissenschaft-
liche Revolution in den sogenannten „westlichen Industrieländern" 
durch die Zwangsjacke der kapitalistischen Produktionsverhältnisse 
gefesselt ist. Katzenstein z. B. behauptet, daß die Automation der 

4 Marcuse, Herbert: Der eindimensionale Mensch. Berlin/West u. Neu-
wied 1967. 

5 Richter, Horst-Eberhard: Die Gruppe. Hamburg 1972, S. 323. 
5a Richter (1972) S. 192. 
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Produktionsvorgänge unter kapitalistischen Verhältnissen eine hohe 
Arbeitslosenquote entstehen ließe, würde diese nicht durch eine 
ständige wirtschaftliche Expansion wenigstens teilweise aufgefan-
gen6. Daraus ergeben sich folgende Schlüsse: Stockt diese Expan-
sion, so wächst die Arbeitslosigkeit sprunghaft; und handelt es sich 
um mehr als eine augenblickliche Stockung, so wachsen die Arbeits-
losen in die Randgruppen hinein: die Verslumung nimmt dement-
sprechend zu. Natürlich ist dies keine unabwendbare Folge der Au-
tomation. Die wachsende Produktivität der industriellen Anlagen 
könnte auch, wenn sie nicht vorwiegend dem Profit der Unterneh-
mer zugeschlagen würde, die Möglichkeit zu einem besseren Ausbau 
der Dienstleistungen — z. B. des Gesundheitswesens und des Bil-
dungswesens — geben, wo dann neue Arbeitsplätze entstünden, die 
auf diese Weise sowohl finanziert als auch besetzt werden könnten. 
Unter kapitalistischen Produktionsverhältnissen wird diese Möglich-
keit trotz einiger vorhandener sozialpolitischer Ansätze jedoch nicht 
genügend genutzt. Sie würde auch kurzfristig eine Umschulung vie-
ler Arbeiter sowie mittel- und langfristig nach einer sorgfältigen 
Bedarfsplanung die Einrichtung neuer Ausbildungsstätten erfordern, 
also viel Geld kosten. Wird dieses Geld nicht oder nur ungenügend 
investiert, und stößt die wirtschaftliche Expansion an Grenzen, so 
werden immer mehr Menschen gesellschaftlich „überflüssig". An-
sätze zu einer solchen Entwicklung scheinen in den USA — in der 
BRD in zunehmendem Maße — vorzuliegen. 

Zu untersuchen wäre auch, in welcher Weise sich die Arbeits-
erfordernisse selbst durch die technisch-wissenschaftliche Revolution 
verändert haben, welches also die Ausbildungsvoraussetzungen und 
psychischen und physischen Fähigkeiten sind, die einen Arbeiter für 
die Automation optimal ausstatten. Haben die heutigen, im Bil-
dungswesen des Kapitalismus groß gewordenen Arbeiter für die 
modernen Produktionsstätten das nötige Sachwissen, bzw. haben sie 
es gelernt, wie man selbständig neues Wissen erwerben kann? Eine 
polytechnische Ausbildung, die dafür die besten Voraussetzungen 
böte, findet in der Bundesrepublik bislang nicht statt. Ferner: sollte 
der Arbeiter weiterhin vor allem Körperkraft, Ausdauer und Diszi-
plin mitbringen, oder werden noch andere Fähigkeiten und Eigen-
schaften wie sensibles Eingehen auf die Arbeitskollegen, Umstel-
lungsfähigkeit, Ubersicht und affektiv wohldosierte Sachlichkeit zu-
mindestens in den technologisch progressivsten Betrieben verlangt 
— also eine Art von Astronautenpsyche? Sind aber diese psychischen 
Voraussetzungen — Fähigkeit zur kooperativen Teamarbeit, zu 
Übersichtlichkeit, Selbständigkeit und Kreativität innerhalb von 
vorgegebenen Grenzen — in der Sozialisation, angefangen mit der 
primären, frühkindlichen Sozialisation des Arbeiters, vorgeprägt? 
Ist die letztere nicht weiterhin auf Disziplin, Ausdauer und Aus-

6 Katzenstein, Robert: Technischer Fortschritt, Kapitalbewegung, Ka-
pitalfixierung. Berlin/DDR 1971, S. 130 ff. — Vgl. auch die Rezension in 
diesem Heft. 
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führungen von Anordnungen orientiert? Und lassen sich die gefor-
derten Eigenschaften, die der Arbeitsprozeß verlangt, innerhalb der 
Rahmenbedingungen der kapitalistischen Produktion — geprägt 
durch Konkurrenz um Aufstieg und Arbeitsplatz — überhaupt frei 
entwickeln?7 Und stellt die Diskrepanz zwischen den verlangten Fä-
higkeiten auf der einen Seite und der diesen Fähigkeiten wider-
sprechenden sozialisationsbedingten Persönlichkeitsprägung, der 
mangelhaften Ausbildung und dem Konkurrenzdruck und der Ar-
beitsunsicherheit auf der anderen Seite nicht ein Spannungspotential 
dar, das sich auch in psychosomatischen und psychoneurotischen 
Krankheitssymptomen entladen kann? Zu bedenken ist schließlich 
auch, ob die Automation nicht auch Folgewirkungen auf die vor-
läufig nicht automatisierbaren Bereiche der Produktion hat: ob dort 
die alte Arbeitsdisziplin und die Monotonie des Arbeitsprozesses 
nicht noch verstärkt werden müssen. Das sind alles vorerst nur Fra-
gen, kaum erst operationalisierbare Hypothesen. Immerhin könnte 
das Nachdenken darüber etwas dazu beitragen, sich die Frage zu 
stellen, ob nicht auch die Psychiatrie im Rahmen der gesellschaft-
lichen Veränderungen neue Funktionen zugewiesen bekommen 
müßte: erstens hätte sie die psychisch Beschädigten instand zu setzen 
für ihre verschiedenen Arbeitserfordernisse mit ihren Widersprü-
chen, und zwar nicht erst im Asyl, nicht alleine mit ärztlichen Mit-
teln, sondern auch durch den Einsatz von Psychologie, Sozialarbeit 
und Pädagogik — in der Gemeinde, in der Familie und am Arbeits-
platz. Dabei spielte die psychiatrische Berufsberatung und -Vermitt-
lung zweifellos eine wichtige Rolle. Zweitens müßte die Psychiatrie 
die Intakten intakt halten und die besten psychischen Voraussetzun-
gen für ihre gegenwärtige oder spätere Tätigkeit schaffen. Sie hätte 
also auch ihren neuen Ort in der Familie, in der Schule und im Kin-
dergarten, um an der Persönlichkeitsprägung mitzuwirken, die den 
neuen Arbeitserfordernissen am besten entspricht8. Und schließlich 
hätte sie drittens diejenigen zu identifizieren und sich um die-
jenigen zu kümmern, die einstweilen auf der Strecke geblieben sind 
und der Sozialhilfe und potentiell auch den Slums zuwachsen. Die 
hier genannten Funktionen der Psychiatrie mit ihren Hilfswissen-
schaften sind aber genau diejenigen, die sie in ihren progressivsten 
Formen in der Tat auch auszuüben versuchten. Da die Widersprüche, 
die zu Störungen führen, im Kapitalismus nicht aufhebbar sind, 
wird die Psychiatrie zwangsläufig zu einer Dauerbegleiterin vieler 
Menschen durchs Leben. Auch bleibt ihre Zwitterstellung erhalten, 
die sie mit den meisten gesundheitspolitischen und sozialpolitischen 
Institutionen des Staates im Kapitalismus teilt. Einerseits trägt sie 
dazu bei, den Menschen die Arbeitserfordernisse unter kapitalisti-
schen Produktionsverhältnissen erträglich zu machen und sie an 
diese anzupassen, für den Fortgang des Profites die beschädigte Ar-

7 Hierzu auch: Sève, Lucien: Marxismus und Theorie der Persönlich-
keit. Frankfurt/M. 1973, S. 166 ff. u. S. 349 ff. 

8 Hierzu auch: Castel, Robert: Le Psychoanalytisme. Paris 1973. 
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beitskraft zu restituieren bzw. ihrer Besdiädigung vorzubeugen; und 
darüber hinaus: die völlig unbrauchbar gewordenen in dafür vor-
gesehenen Reservaten zu befrieden. Auf der anderen Seite hilft sie 
aber auch den Leidenden und fordert dazu die nötigen Mittel, die 
dem Profit der Unternehmer erst abgerungen werden müssen. Nur 
an der konkreten Arbeit einer Institution oder Gruppe läßt sich 
erkennen, wessen Interessen sie vorrangig vertritt. 

II 
Im Rahmen dieses Aufsatzes befassen wir uns mit der Arbeit der 

Psychiatrie in den Slums. Dazu soll ein konkretes, in der Literatur 
ausführlich dargestelltes Randgruppenprojekt beschrieben, analy-
siert und kritisiert werden. Ich habe absichtlich keines der sich selbst 
als „revolutionär" verstehenden Projekte gewählt, wie etwa das 
schon vielfach besprochene sozialistische Patientenkollektiv (SPK) 
oder die Wohngemeinschaften mit delinquenten Jugendlichen oder 
Fürsorgezöglingen, die von verschiedenen linken — zumeist ultra-
linken — Gruppen in Angriff genommen worden sind, sondern ein 
Projekt eines gemäßigten, konfessionell orientierten Arbeitskreises. 
Es handelt sich um das sogenannte „Eulenkopf-Projekt", das von 
seinem psychoanalytischen Betreuer H. E. Richter in zwei Büchern 
und einem Aufsatz9 dargestellt wird. Dies von einem sozialpoliti-
schen Arbeitskreis (SPAK) ausgegangene Projekt suchte im zweiten 
Jahr seiner Tätigkeit die Kooperation mit Richter und anderen Mit-
arbeitern der Gießener Psychosomatischen Klinik. Zum Zeitpunkt 
ihrer ersten literarischen Darstellung bestand die Initiativgruppe 
aus zwei Psychoanalytikern, vierzig Studenten, zwei Sozialpädago-
ginnen, einer Sozialarbeiterin und drei Juristen. Drei weitere Psy-
choanalytiker der Gießener Psychosomatischen Klinik standen zur 
Supervisionsarbeit für die verschiedenen Gruppenaktivitäten des 
Projektes zur Verfügung. Die Obdachlosensiedlung, die für die Ar-
beit ausgesucht wurde, befand sich am Rande Gießens, einer mitt-
leren Kleinstadt von 75 000 Einwohnern; in ihr lebten 120 Familien 
mit etwa 400 Kindern. Die Initiativgruppe richtete einen Kinder-
garten ein, half bei Schularbeiten der oft lerngestörten Kinder, setzte 
bei Behörden einige materielle Verbesserungen durch (z.B. Einbau 
von Duschen und Toiletten, Straßenbeleuchtung und schließlich den 
Bau eines Gemeindezentrums) und erreichte schließlich die Einrich-
tung von Planstellen von Gemeinwesenarbeiter und Sozialpädago-
gen. Richter beschreibt auch die — unterschiedlich erfolgreichen — 
Versuche der Gruppe, die Eigeninitiative der Bewohner zu stimu-
lieren und einen Teil von ihnen der „masochistischen Lethargie und 
Hilflosigkeit zu entreißen, der sie bislang verfallen waren". Es ge-
lang, so schreibt er, aus ihren eigenen Reihen einen Mieterrat ins 

9 Richter, Horst-Eberhard: Lernziel Solidarität. Rowohlt Verlag, Ham-
burg 1974 (320 S., br., 18,50 DM). — Derselbe: Die Gruppe. Hamburg 1972; 
vgl. die Rezension in Das Argument 86, 16. Jg. 1974, S. 479 ff. — Derselbe: 
Gruppenarbeit mit Obdachlosen. Vortragsmanuskript 1973. 
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Leben zu rufen, der die Bewohner vertrat, wenngleich oft unter An-
leitung der studentischen Initiatoren. In Bewohnerversammlungen 
lernten es die Obdachlosen bis zu einem gewissen Grade, ihre Be-
dürfnisse zu formulieren, die Studenten dagegen das emotionali-
sierte Denken, das instabile, kaum berechenbare Kontaktverhalten 
mit abrupten Wechseln von ungeduldigem Kontakthunger, von im-
pulsiver Aggressivität und mißtrauisch-resignativer Abkapselung 
der Ghettobewohner zu akzeptieren und so auf den „eigentlichen 
Hintergrund ihrer Fragen und Forderungen einzugehen, der sich oft 
leichter aus ihrer Emotionalität und ihrem Gesamtverhalten als auch 
ihrem verbalen Formulieren ableiten läßt"10. Aus dem Buch wird 
allerdings ebenso deutlich, daß die Eigeninitiative der Slumbewoh-
ner sehr weitgehend an die Anwesenheit ihrer studentischen und 
psychoanalytischen Betreuer gebunden geblieben ist. 

Richter betont dabei besonders, daß der Lernprozeß, der dabei 
durchlaufen wurde, sich nicht auf die Obdachlosen beschränkte, son-
dern auch die Studenten, die psychoanalytischen Mitarbeiter und 
auch ihn selbst mit einbezog. Dabei lernten die Studenten unter 
psychoanalytischer Anleitung nicht nur, Verhaltenstypen und Kom-
munikationsstil der Obdachlosen zu verstehen und zu akzeptieren, 
sondern auch aus der „introspektiven Ausarbeitung"11 ihrer eigenen 
Gefühlsreaktionen und ihres eigenen Verhaltens bei der Konfron-
tation mit dem „Kommunikationsstil" der Randgruppen ihre eige-
nen Mittelstandsnormen in Frage zu stellen. Aus der eigenen ge-
fühlsmäßigen Ablehnung des Randschichtverhaltens lassen sich — 
Richter zufolge — die kollektiven psychischen Mechanismen der 
„Leistungsgesellschaft" angesichts dieser Bevölkerungsgruppe: Ag-
gressivität, Diskriminierung, soziale Ausstoßung und Ghettoisierung 
rekonstruieren. Richter sieht in diesem Konzept „introspektiver 
Rekonstruktion" sozialer Prozesse sogar eine eigenständige sozial-
wissenschaftliche Methode. „Überall da, wo in sozialen Situationen, 
die sich im psychischen Bereich abbilden, ein Moment der gesell-
schaftlichen Repräsentativität steckt, können seelische Prozesse als 
Schlüssel für gesellschaftsbezogene Erkenntnisse genutzt werden."12 

Die Analyse der eigenen Gefühlsreaktionen bei der Ghettoarbeit — 
institutionalisiert in der Supervision der Gruppenarbeit — verhelfe 
aber nicht nur zu Erkenntnissen über gesellschaftliche Prozesse, son-
dern auch dazu, mit sich selbst und den eigenen Konflikten besser 
zu Rande zu kommen. Durchaus folgerichtig bezeichnet Richter die 
Arbeit von solchen und anderen Initiativgruppen auf dem Umschlag-
deckel seines Buches „Die Gruppe" daher auch als „Hoffnung auf 
einen neuen Weg, sich selbst und andere zu befreien"1S. 

Diese optimistische Zukunftsperspektive wird in „Lernziel Soli-
darität" weiter ausgebaut. Richter bekundet, daß in den USA inner-

10 Richter (1974) S. 260. 
11 Richter (1974) S. 260/261. 
12 Richter (1974) S. 19. 
13 Richter (1972) Umschlagseite. 
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halb eines Jahres von insgesamt 400 000 Studenten imbezahlte So-
zialarbeit im Wert von 80 Millionen Dollar geleistet werden konnte 
und schlägt eine entsprechende Tätigkeit auch für innerlich imaus-
gefüllte Hausfrauen der Mittelstandssuburbs vor14. Darüber hinaus 
entwirft er eine Strategie, wie solche Einzelprojekte überregional 
koordiniert und mit Hilfe der Massenmedien öffentlichkeitswirksam 
popularisiert werden können. Darin scheint er die Möglichkeit zu 
sehen, sozialer Verelendung in Industrienationen, wo immer sie dort 
auftritt, wirksam zu begegnen, wenn nicht sogar sie beseitigen zu 
können. Denn es handelt sich nach Richter nicht nur um eine symp-
tomatische, sondern um eine exemplarische kausale Therapie. Im 
Fortgang der freiwilligen Sozialhilfeinitiativen wird nämlich seiner 
Meinung nach soziale Distanz zwischen Helfern und Geholfenen zu-
nehmend reduziert. Die Bedürfnisse und Ängste, die hinter den ge-
genseitigen Feindbild-Projektionen stecken, werden bewußt ge-
macht, so daß die letzteren letztendlich fallengelassen werden kön-
nen15 und alle Beteiligten schließlich die Gemeinsamkeit ihrer Ur-
ängste und Grundbedürfnisse erkennen: darunter besonders das 
Grundbedürfnis nach offener, gefühlswarmer, angstfreier (herr-
schaftsfreier?) Kommunikation153. In der gemeinsamen Aufklärung 
von Kommunikationsbedürfnissen und -hindernissen, von „kollek-
tiven Kommunikationsdefekten"15b, nähert man sich — unter An-
leitung des psychoanalytischen Betreuers — allmählich dem „Lern-
ziel Solidarität", auf das Richters psychoanalytische Gruppenarbeit 
überhaupt hinaus will: einer Solidarität, die über unterschiedliche 
Meinungen, Bildungsvoraussetzungen, Verhaltens- und Kommuni-
kationsstile, aber wohl auch — dies wird allerdings nicht ausdrück-
lich gesagt — über unterschiedliche Interessen- und Klassenlagen 
triumphieren soll. 

Allerdings fordert Richter von den Obdachlosen keineswegs eine 
vorbehaltlose Solidarität mit den Interessen der Mittelschichten oder 
gar denjenigen der Unternehmer. Sein Appell, wir säßen alle in 
einem Boot, ist in erster Linie nicht an die Unterprivilegierten, son-
dern an die Mittelschichten und an die Besitzenden gerichtet: er 
fordert — darin der katholischen Sozialethik durchaus verwandt — 
eine Solidarität dieser Gruppen nach unten16. Ein solcher Appell ist 
für Richter allerdings nicht nur moralischer Natur, sondern hat für 
ihn auch epochale Bedeutung. Diese macht sich an Richters Auffas-
sung fest, das Zeitalter imperialistischer, wirtschaftlicher und tech-
nologischer Expansion sei endgültig vorüber — und zwar für alle 
Gesellschaftssysteme: die „staatskapitalistischen" ebenso wie die 
„staatssozialistischen". Die expansionistischen Leitbilder der „Hy-
peraktivität und maximale(n) Leistung . . . wachgehalten durch hohen 

14 Richter (1974) S. 14. 
15 Richter (1974) S. 262 ff. 
15a Richter (1972) S. 50. 
15b Richter (1972) S. 192. 
16 Richter (1974) S. 215. 
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Konkurrenzdruck und dazu eine antrainierte Vorurteils- und Kampf-
bereitschaft gegen systemspezifisch ausgesuchte Einzelfeinde und 
innere Minderheiten"17 hätten damit ihre Funktion verloren und 
würden deshalb auch von vielen, besonders von der Jugend, nicht 
mehr als gesellschaftliche Normen und Werte anerkannt. Mit Kahn 
und Wiener18 erwartet Richter einen „langsamen Abbau der arbeits-, 
leistungs- und aufstiegsorientierten Einstellung" . . . und statt dessen 
einen „Anstieg sensualistischer, humanistischer und möglicherweise 
auch verweichlichender Grundsätze" — mit H. Marcuse, daß eine 
Stufe erreicht werde, „auf der die Befriedigung der Bedürfnisse 
Bedürfnisse schafft, welche die staatskapitalistische und staatssoziali-
stische Gesellschaft transzendieren". — So werde ein Prozeß eingelei-
tet, der schließlich zu einer „neuen Moral, einer neuen Rationalität und 
einer neuen Sinnlichkeit"19 führen soll — Errungenschaften, die sich 
in den Werthaltungen der amerikanischen neuen Linken bereits an-
deuteten. Diese Entwicklung sei auch für die Bundesrepublik nicht 
ohne Folgen geblieben. Die meisten studentischen Initiativen wollen 
sich nämlich — aus einer neu gewonnenen Sensibilität heraus — 
besonders mit denjenigen solidarisieren, „gegen die man sich un-
natürlicherweise polarisiert fühlt. . . mit dem anderen Geschlecht, 
mit abgegrenzten Minderheiten und Randgruppen" . . . „mit denen, 
die von der Konkurrenzgesellschaft abgehängt worden sind: die 
Unterprivilegierten, die Armen, die Kranken, die Alten, die Schwa-
chen"20. In dieser mächtigen und unerwarteten Bewegung, die „auf 
das Allerdeutlichste eine Gegentendenz zu den überkommenen Leit-
bildern des Expansionismus" anzeige, sei „die Expansion direkt nach 
innen zurückgeschlagen". Objektive Schwierigkeiten bei der Ver-
wirklichung solidarisierender Sozialinitiativen ergäben sich vor 
allem deshalb, weil solche realitätsträchtigen Einsichten der Jugend 
sich bisher weder im Staatskapitalismus und seinen „anonymen 
Machtzentralen" noch im „Staatssozialismus" mit seinem „viel plum-
per" Herrschaft ausübenden „Parteiapparat" haben durchsetzen kön-
nen21. In dieser Auseinandersetzung der gegen überständige Normen 
und Werte rebellierenden Jugend, die gegen die Starrheit der Büro-
kratie, der Verwaltungs- und Herrschaftsapparate anrennt, ergreift 
Richter Partei: für die neue sensibilisierte Linke und damit seiner 
Meinung nach für den Fortschritt und für den Gang der Geschichte. 
Und er sieht seine Rolle darin, dieser Jugend einerseits bei der Auf-
arbeitung und Überwindung der alten Ängste, Bedürfnisse und Leit-
bilder des „Expansionismus" behilflich zu sein, die sonst die soziale 
Arbeit bremsen, wenn nicht gar scheitern lassen würden. Zum ande-
ren versucht er ihre Rebellion in produktive Bahnen zu lenken: bei-
spielsweise in den unvermeidlichen Auseinandersetzungen mit den 
Behörden die Menschen, die in der Sozialbürokratie, den Personalbü-

17 Richter (1974) S. 10. 
18 Richter (1974) S. 11. 
19 Richter (1974) S. 11. 
20 Richter (1974) S. 18. 
21 Richter (1974) S. 10. 
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rog, bei der Polizei etc. arbeiten, von der Notwendigkeit sozialer Ver-
änderungen und Verbesseningen, von der Notwendigkeit des Abbaus 
der Vorurteile und schließlich von den neuen Werten der Sensibili-
tät, der Gefühlswärme und Solidarität zu überzeugen. Die These, die 
dies Gedankengebäude krönen könnte, klingt allerdings nur an, wird 
vön Richter nirgends direkt ausgesprochen: daß nämlich die Krücken 
und Korsette der Behörden- und Parteiapparate, die seiner Meinung 
nach der totalen Beseitigung psychischen Elends entgegenstehen, von 
den Verwaltern dieser Apparate, von den Ausübern der Herrschaft 
fallengelassen würden, falls es gelänge, auch diese von den neuen 
inneren Werten zu überzeugen und zur praktischen Solidarität mit 
den Initiativgruppen und den von diesen Betreuten zu bewegen22. 
Um dies plausibel zu machen, muß Richter allerdings zwangsläufig 
ökonomische Prozesse in sozialpsychologische übersetzen. So wird 
für ihn aus der Durchsetzung der Klasseninteressen der Kapital-
eigner zunächst die Ausübung von Herrschaft durch den „Apparat", 
und aus der Revolte gegen die Institutionen der Herrschaft eine 
Gruppensolidarisierung mit ihren Trägern als eine neue Art innerer 
Missionsarbeit, deren letztes Ziel konsequenterweise das Absterben 
des Staates wäre. 

III 
Die theoretische Einstellung, die hinter Richters Vorhaben zu ste-

hen scheint, könnte man anarcho-reformistisch nennen, so grotesk 
und ungereimt eine solche Bezeichnung auf den ersten Blick auch 
klingen mag. Immerhin ist bei einer kritischen Würdigung des 
Richterschen Projektes folgendes zu erwägen: bereits die Tatsache, 
daß eine Psychosomatische Universitätsklinik mit ihrem Direktor, 
einem der bekanntesten Psychoanalytiker des Landes, aktiv in einem 
von Studenten initiierten Obdachlosen-Projekt mitarbeitet, stellt 
einen in der Bundesrepublik höchst selten vorkommenden Sachverhalt 
dar. Die meisten orthodoxen — d. h. der Deutschen Psychoanalytischen 
Vereinigung (DPV) und damit der Internationalen Psychoanalyti-
schen Vereinigung angehörenden — Psychoanalytiker stehen einem 
Verlassen des psychoanalytischen Ordinationsraumes mehr als skep-
tisch gegenüber. Diese Skepsis reicht so weit, daß einige besonders 
konservative von ihnen sogar Zweifel daran haben, ob man grup-
pentherapeutische Verfahren überhaupt als eine psychoanalytische 
— und damit als wissenschaftlich ernst zu nehmende :— Methode 
ansehen kann. Richter hat sich durch sein Projekt also stark expo-
niert und sich sogar der Gefahr einer wissenschaftlichen Isolierung 
ausgesetzt. So haben die Projekte des Gießener Instituts — die Be-
treuung von Kinderläden, Ehepaar- und Obdachlosengruppen — 
manche Kritiker innerhalb und außerhalb der DPV dazu veranlaßt, 
wenngleich vorläufig mit vorgehaltener Hand, von einer „linksradi-
kalen Ideologisierung" der Psychoanalyse in Gießen zu sprechen, 
und es ist in erster Linie Richters internationalem Renomée zu dan-
ken, daß er von der DPV nicht einfach als Häretiker ausgeschlossen 

22 Richter (1974) S. 297. 
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werden konnte. Man sollte sich deshalb in der Beurteilung seines 
Unternehmens nicht allein von der Eigenwilligkeit seines theoreti-
schen Ansatzes leiten lassen, sondern seine Praxis näher ins Auge 
lassen. 

Zunächst verlangt allerdings schon die Wahl einer Randgruppe in 
einem Obdachlosenviertel als sozialpolitisches und psychoanalyti-
sches Betätigungsfeld einige Überlegungen. Sicher haben hier cari-
tative und humanitäre Motive mitgespielt. Man wollte gerade den 
Ärmsten der Armen helfen, dort helfen, wo das Interesse — wenn 
auch nicht die materielle Fürsorge, was das Lebensnotwendige be-
trifft — der Sozialbehörden und der freien Wohlfahrtsverbände all-
zu oft endet. Richter erwähnt auch, daß es sich um einen Bereich 
handelt, dessen Zuständigkeit von den offiziell Verantwortlichen — 
von den Sozialämtern bis zu den ärztlichen Standesorganisationen — 
nur allzu gerne ganz oder teilweise abgegeben wird, und sei es an 
studentische Initiativgruppen, denen die Behörden sonst ja nicht 
gerade allzu großes Vertrauen entgegenbringen. Auch dies wird mit 
Sündenbock-Projektionen, Ausschließungs- und Abgrenzungsbedürf-
nissen in Verbindung gebracht, die wie bei den meisten übrigen 
Menschen auch bei den Behördenangehörigen wirksam sind23. Die 
Frage ist allerdings, ob sich diese Projektionen und Bedürfnisse 
vorrangig psychologisch und sozialpsychologisch aus der „expansi-
ven Konkurrenz und Leistungsgesellschaft" erklären lassen, wie 
Richter dies versucht. Klärend könnte sich dabei ein Blick auf die 
objektive Situation der Bewohner des Eulenkopfes auswirken. Beim 
größten Teil handelt es sich dort um Menschen, die gar nicht oder 
nur gelegentlich in den Produktionsprozeß eingegliedert sind, die 
keinen Mehrwert schaffen, sondern vielmehr von der Arbeit anderer 
leben. Vielleicht geraten diese Menschen aber gerade auch deshalb 
unter den Druck sowohl der bürgerlich-kapitalistischen Moral-
normen als auch unter jene der Arbeiter. Die Bürger fühlen sich 
durch das scheinbare Parasitendasein der Ghettobewohner um einen 
Teil ihres Profites, die Arbeiter um einen Teil der Frucht ihrer Ar-
beit betrogen. Von hier wird vielleicht auch verständlich, daß die 
behördlichen Vorschriften und die staatlichen Institutionen — in 
ihrer Struktur vorläufige Ergebnisse des Klassenkampfes — den 
sogenannten Asozialen gegenüber zumeist nur die Dimension von 
Desinteresse und Druck kennen. Dabei ist für die Entstehungsgründe 
des „Ausstoßungsbedürfnisses" und der Diskriminierung die Frage 
der subjektiven Verantwortlichkeit des einzelnen Ghettobewohners 
möglicherweise ziemlich gleichgültig. Auch konjunkturelle oder 
strukturelle Arbeitslose, die in Ghettos verelenden, leben, wenn auch 
gegen ihren Willen, von der Arbeit der anderen, und es bedarf eines 
gewissen Grades von Klassenbewußtsein, wie es sich nur in einer 
politischen Organisation entfalten kann, um bei den Arbeitern die 
nötige Solidarität mit ihnen aufrechtzuerhalten. Dies gilt vor allem 

23 Zu Richters Sündenbockbegriff: Richter (1972) S. 197—204; Richter 
(1974) S. 222 ff. 
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dann, wenn die Verelendung sich über lange Zeit, bis in die zweite 
oder gar dritte Generation fortpflanzt, wie teilweise in den ameri-
kanischen Slums23a. Diese Deutung entwertet die sozialpsychologische 
Theorie der gesellschaftlichen Sündenbock-Projektionen nicht völlig, 
sie versucht aber ihre Fundierung in der objektiv gegebenen Klas-
senlage der Beteiligten. Daß Menschen, die unter den Gesetzen der 
Kapitalverwertung und unter den Bedingungen scharfer Arbeits-
disziplin Mehrwert produzieren müssen, auch den Wunsch haben, 
selbst einmal parasitär und verantwortungslos zu leben, und daß sie 
diese Wünsche bei anderen unnachsichtlich verfolgen, um sie bei sich 
selbst besser unterdrücken zu können, ist ebenfalls keinèswegs ab-
wegig. Die „introspektive Rekonstruktion" Richters findet also in 
der Klassenlage der Ghettobewohner — in ihrem Verhältnis zur 
gesellschaftlichen Arbeit — eine objektive Grundlage. 

Und es scheint mir auch kein Zufall zu sein, daß es sich bei dem 
Obdachlosen-Projekt Richters um eine studentische Initiative han-
delt: d. h., daß sie von Menschen ausgeht, die noch keinen festen 
Platz im Produktionsprozeß eingenommen haben, die selber noch, 
ohne eine ihnen streng aufgezwungene Arbeitsdisziplin, vom von 
anderen erarbeiteten Mehrprodukt leben. Daß bei ihnen in der Ob-
dachlosenarbeit neben dem Bedürfnis nach Ausschließung ein min-
destens ebenso großes Identifikationsbedürfnis entstehen dürfte, 
ja, daß dieses wahrscheinlich überwiegt, liegt auf der Hand. Wieweit 
hier auch uneingestandene Wünsche mitspielen, den eigenen impro-
duktiven Status zu verewigen — und wieweit solche Wünsche dazu 
beitragen können, die Außenseiterlage derjenigen aufrechtzuer-
halten, die man aus ihr ja gerade befreien möchte, sollte zuminde-
stens auch einmal erwogen werden. Diese Bemerkungen sollen keine 
unberechtigten Vorurteile gegen Studenten nähren, die ja — nicht 
nur von der Springer-Presse — mindestens seit 1968 verbreitet wer-
den. Zum Bedürfnis, den eigenen unproduktiven Status zu verlän-
gern, trägt sicher auch die Bildungsmisere an den Hochschulen bei, 
aber auch die unerfreuliche Berufsperspektive für viele Studenten, 
besonders in den Geistes- und Sozialwissenschaften. Trotzdem sollte 
man sich fragen, ob der unproduktive Status der Studenten viel-
leicht mitbeteiligt ist an der Entstehung dieser eigentümlichen Mi-
schung aus Schuldgefühl und Faszination, die in der Randgruppen-
arbeit so deutlich wird und die auch Richter als Problem sieht24, 
ohne sie jedoch auf ihre objektiven Grundlagen hin zu analysieren. 
Durch dieses Klima, aber auch durch einige Ähnlichkeiten in der 
objektiven Lage wird die Identifikationsbereitschaft der Studenten 
mit den von ihnen Betreuten sowohl in ihren produktiven als auch 
in ihren destruktiven Zügen wahrscheinlich enorm gestärkt. Und es 
wird auch verständlicher, weshalb die alltäglichen psychischen Lei-
den der werktätigen Bevölkerung, die blanden depressiven Verstim-

23a Vgl. Kramer, David: Rassismus und Klassenkampf in den USA, in: 
Das Argument 76, 14. Jg. (1972), S. 817—824, vor allem S. 821 ff. 

24 Richter (1974) S. 223 ff. 
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mungen, die Reizbarkeit, die vegetative Labilität, die hypochondri-
schen Ängste, die Somatisierung psychischer Konflikte usw., von 
studentischen Initiativen oft als weniger „interessant" und weniger 
„gravierend" angesehen werden als die aggressiven Triebdurchbrü-
che, die Verwahrlosungstendenzen und die mangelnde Frustrations-
toleranz der Randgruppenangehörigen: So als ob die psychischen 
Störungen, die im Rahmen einer gerade noch funktionierenden 
Realitätskontrolle und unter deren Druck auftreten, der Bearbeitung 
weniger wert wären als solche, die bereits ihren Zusammenbruch — 
sei es im sozialen, sei es im intrapsychischen Feld — anzeigen. 

Von Bedeutung ist auch die Perspektive, in der Richter das Ob-
dachlosenghetto als Ganzes sieht. Er beschreibt es in den Begriffen 
der Ökologie: als einen unmenschlich gewordenen Lebensraum, der 
seine Bewohner in seinen destruktiven Bann zieht; sieht es als eine 
Gestalt, manchmal fast als eine organismische Einheit mit für sie 
charakteristischen Kommunikations- und Interaktionsformen. Zwar 
erkennt auch Richter inmitten dieses zunächst homogen wirkenden 
Gebildes eine verborgene Hierarchie: einige Bewohner haben eine 
feste Arbeit, andere sind beschäftigungslos, einige haben sich darin-
nen eingerichtet, andere glauben sich im Begriffe, dem Ghetto zu 
entkommen. Doch für Richter sind dies im wesentlichen Scheindiffe-
renzen. Die einen dünken sich bloß den anderen überlegen, phanta-
sieren bloß, sie kämen bald frei. Es handelt sich mehr um ein fantas-
matisches Bedürfnis nach Unterscheidung als um wirkliche Unter-
schiedenheit. Und man gewinnt beim Lesen den Eindruck, als gehöre 
es zu den Aufgaben der gemeindetherapeutischen Helfer, diese Un-
terscheidungs-(Abgrenzungs-? Ausstoßungs-?) „Phantasien" abbauen 
zu helfen, um die solidarische Einheit der Ghettogemeinde zunächst 
einmal herzustellen25. Die Basis, auf der eine solche Einheit und So-
lidarität sich herstellen kann, wird aber nicht ganz klar. Die dahin-
tersteckende Idee scheint jedenfalls eher diejenige der Klassendiffe-
renzen verleugnenden US-amerikanischen „Community" als die-
jenige eines künftigen Arbeiterviertels zu sein. Die gemeinsamen In-
teressen einer solchen Gemeinde lassen sich objektiv aber doch wohl 
nur in bezug auf bestimmte Forderungen an die Behörden — bes-
sere Straßen, bessere Straßenbeleuchtung, bessere sanitäre Verhält-
nisse u. a. — festmachen; die Gemeinde als Lebensgemeinschaft, mit 
einem Grundstock von gleichen Interessen, bleibt hingegen im Kapi-
talismus ein irrationaler und deshalb leicht zu mißbrauchender Be-
griff, weil er Gegensätze, Widersprüchliches, Unversöhnliches ver-
deckt. Richter diskutiert dies nicht näher. Und es wird auch nirgends 
ersichtlich, ob er es für nötig hält, die unterschiedliche ökonomische 
Lage der einzelnen Ghettobewohner und ihr unterschiedliches Ver-
hältnis zur Produktion sowie die daraus ableitbaren sozialpsycholo-
gischen Folgen zu bearbeiten — als Realitäten und keineswegs bloß 
als sozialpathologische Illusionen. Man wird beim Lesen der „Grup-
pe" den Verdacht nicht los, daß ein Vertreter einer klassenverleug-

25 Richter (1972) S. 312 ff. 
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nenden Reformideologie hier mit den Repräsentanten messianischer 
Randgruppentheorien ein Bündnis geschlossen hat: — ein Verdacht, 
der sich bei Lesen von „Lernziel Solidarität" nur noch verdichtet. 

Die Ausklammerung — zwar nicht der materiellen Realität, aber 
der Klassenlage — zeigt sich audi in den gewählten Begriffen. Rich-
ter erklärt die „irrationalen positiven Interessen", „die Ghetto-
kultur in der heutigen Form zu erhalten", durch „unsere eigene la-
tente Soziopathie und Verwahrlosung, die wir aus unserem Bewußt-
sein verdrängt haben"28 — so als ob es Ausstoßungsbedürfnisse und 
latente Soziopathie als psychische Tendenzen an sich gäbe. Ihr Zu-
sammenhang mit dem Bedürfnis, am Mehrprodukt parasitär teilzu-
haben, von der US-Soziologie zu untergründigen „leisure values" der 
amerikanischen Gesellschaft27 erklärt, bleibt auch hier unerörtert, 
ebenso wie der Zusammenhang zwischen der kapitalistischen Aus-
beutung und solchen parasitären Bedürfnissen. Im Gegenteil: die 
von Richter genannten individual- und sozialpsychologischen Be-
dürfnisse werden von ihm in den Rahmen einer psychoanalytischen 
Konvergenztheorie der Gesellschaftssysteme gestellt28. So kann es 
ihm bei den Auseinandersetzungen der Ghettobewohner mit der 
Außenwelt auch nur um „Kommunikationsdefekte" und „gestörte 
Interaktionen", „narzistische Wünsche" und „irrationale Triebdurch-
brüche" gehen — und nicht um eine teils offene, teils verschleierte 
Auseinandersetzung um das Produkt gesellschaftlicher Arbeit. 

Auf die kommunikationstheoretischen Begriffe — manche sind in-
zwischen zu Modewörtern avanciert — will ich hier nur ganz kurz 
eingehen. Oft machen sie die dahintersteckende inhaltlich-politische 
Bedeutung unkenntlich. Wenn Richter sagt, Hilfe im Einzelfall könne 
nur Erfolg haben, wenn es gelänge, „auf das ganze soziale System 
des Gettos in Interaktion mit den behördlichen Institutionen än-
dernd einzuwirken"283, so bleibt z.B. offen, ob es sich darum han-
delt, Forderungen gegenüber den Behörden mit Hilfe politischer oder 
gewerkschaftlicher Organisationen (welcher?) oder durch Selbstorga-
nisation der Ghettobewohner durchzusetzen — oder lediglich darum, 
ein besseres partnerschaftliches Vertrauensverhältnis zu den Behör-
den herzustellen. Das Wort Interaktion gibt keine politischen Hand-
lungsanweisungen im Umgang mit den Behörden, es verdeckt viel-
mehr die Art und Richtung der Beziehungen mit ihnen, weil es ihre 
politische Funktion als bestimmte Staatsorgane unsichtbar macht 
und so tut, als handele sich es im Umgang mit ihnen um zwischen-
menschliche Beziehungen. 

Aber nicht nur die kommunikationstheoretischen und soziologi-
schen Allgemeinbegriffe, auch die von Richter verwendeten klassi-
schen psychoanalytischen Termini wirken in seinen beiden letzten 

26 Richter (1972) S. 203. 
27 Matza, David, and Sykes, Grasham: Juvenile Delinquency and Sub-

terranean Values Am. Soc. Rev. à6 (1961) S. 712—719. 
28 Richter (1974) S. 10. 
28a Richter (1972) S. 218. 


